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Schloss Trachselwald befindet
sich schon im Winterschlaf. Bis
imnächsten Frühjahr geht nichts
mehr in derTrutzburg auf einem
Hügel oberhalb des gleichnami-
gen EmmentalerDorfes. Schloss-
wartin Anna Schütz, seit 25 Jah-
ren die «gute Seele» des Gebäu-
des, ist extra hochgefahren, um
die ungenutzten früheren Ver-
waltungsräumlichkeiten aufzu-
schliessen.

Beim Eintritt spürt man: Sie
sind dezent geheizt. UmSchäden
im denkmalgeschützten Interi-
eur zu verhindern, sagt Schütz.
Über 100’000 Franken zahlt
der Kanton Bern im Jahr für den
Unterhalt des kaum genutzten
Schlosses. Die Einnahmen aus
den Schlossführungen sowie den
rund 50 Ziviltrauungen und pri-
vaten Festen im vergangenen
Sommerhalbjahrwiegen das bei
weitem nicht auf.

Bürotrakt steht leer
ImSchloss amtetebis 2010einRe-
gierungsstatthalter. Das Grund-
buchamt, ein Amtsgericht und
sogar ein Regionalgefängniswa-
ren hier untergebracht.Durch die
kantonale Justizreform aber ging
der frühere Amtsbezirk Trach-
selwald im grösseren Verwal-
tungskreis Emmental auf. Die
Verwaltung zog aus.

Im grossen Eckzimmer steht
noch die einstige Empfangs-
theke. Auf der leeren Fläche da-
hinter zeigen schwarze Flecken
auf demHolzparkett an,wo einst
die Schreibtische standen. Far-
bige Liegematten sind nun auf
dem Holzparkett verteilt, der
grosse Raum ist für Yogaunter-
richt vermietet.

Aus den Fenstern hat man
eine fabelhafte Rundumsicht
auf die Hügel des Emmentals.
Die unverbaute Weite zeigt
aber auch, wie abgelegen das
Schloss ist.

Sieben düstere Zellen zählt
das frühere Gefängnis im Ge-
schoss unter demprächtigen Ge-
richtssaal. Die Kloschüsseln in
einer Ecke sind herausgerissen.
Die massiven Türen haben
Durchreicheklappen, die Aus-
nüchterungszelle aber ein Gitter-
tor mit Durchblick. Auf dem ge-
plättelten Boden war Erbroche-
nes leicht abwaschbar.

«Der Zellentrakt ist ein Zeit-
zeuge, der sollte erhalten blei-
ben», sagt Markus Bandi. Er ist
Objektmanager auf demAmt für
Grundstücke undGebäude (AGG)
und gehört zur kleinen Kantons-
delegation, die an diesem Tag
Ende November Zutritt zum
Schloss gewährt.

Ganzjährig zugänglich sind
die historischen Holzzellen, die
man über steile Holz- und enge
Wendeltreppen im Schlossturm
erreicht. Vom 16. bis ins 18. Jahr-
hundert waren hier unter gars-
tigen BedingungenTäufer inhaf-
tiert. Die Strenggläubigen, denen
die Reformation zu wenig weit
ging, wurden vom alten Staat
Bern verfolgt, hingerichtet oder
vertrieben.

Kaufmit Auflagen
In den Zellen ist nun eine Dau-
erausstellung über das Schicksal
der Täufer aufgebaut. Nachfah-
ren aus aller Welt pilgern zur

einstigen Stätte des Schreckens.
Bis im März ist die Ausstellung
aber geschlossen.

«Der Kanton wird Schloss
Trachselwald bald zum Verkauf
ausschreiben», bestätigt Daniel
Conca im schwach beleuchteten
Schlosshof. Es gebe schon An-
fragen, sagt der Bereichsleiter
Management des Eigentums im
AGG. So schnell aber dürfte
der Verkauf nicht über die Büh-
ne gehen.

Denn wer das Schloss über-
nimmt,muss die Unterhaltskos-
ten aufbringen, das geschützte
Interieur bewahren und gewähr-
leisten, dass das Schloss öffent-
lich zugänglich bleibt. Das AGG
lässt nun von der Denkmalpfle-
ge ein Gutachten über die mög-
liche Nutzung derRäume erstel-
len. «Mit demVerkauf ist je nach
der künftigen Nutzung des
Schlosses auch eine Zonenplan-
änderung erforderlich», sagt
Conca. Und die muss diese
StandortgemeindeTrachselwald
beschliessen.

Angesichts all dieser Hürden
erstaunt es nicht, dass das präch-
tige Schloss Trachselwald unter
den verkäuflichen Immobilien
des Kantons zu den Ladenhütern
gehört.

Der oberste Hausherr des
Kantons sitzt in einem moder-
nen Verwaltungsbau in Bern.
Lorenz Held ist Kantonsbau-
meister und Vorsteher des er-
wähnten Amts für Grundstücke
und Gebäude. Sein Büro ist viel
kleiner als die Schlossgemächer
vonTrachselwald. 14,5 Quadrat-
meter stehen Held zur Verfü-
gung. So viel Büroboden sieht
der neue kantonale Flächenstan-
dard pro Vollzeitstelle vor.

HeldsAmt verwaltet nichtweni-
ger als 1800 Objekte – davon
rund 800 beheizte – mit einer
Geschossfläche von 2 Millionen
Quadratmetern und einem
Versicherungswert von 5,1 Mil-
liarden Franken. Es sind
Schulgebäude und Gymnasien,
Gefängnisse, Heime und sogar
300 verpachtete Bauernhöfe.

«Wir hüten den Teil des alt-
bernischen Staatsschatzes, den
Napoleon 1798 nach dem Raub
des Bargeldes nicht abschleppen
konnte», sagt Lorenz Held mit
einem Lächeln.

Historische Pracht und Last
Weil Bern einst die kleinen Land-
adligen entmachtete und auf
ihren Herrschaftssitzen Land-
vögte, später Statthalter, instal-
lierte, gehören bis heute grösse-
re und kleinere Schlösser zum
kantonalen Immobilienbesitz.
Sie erweisen sich bisweilen als
historische und finanzielle Last.
So wie Schloss Trachselwald.

Die Städte Burgdorf oder
Thun waren potent genug, dem
Kanton ihre lokalen Schlösser
abzukaufen und sie als Kultur-
orte oder Hotelbetriebe wieder-
zubeleben. Abgelegene und un-
genutzte Schlösser wie das in
Trachselwald aber sind kein Ta-
felsilber, das derKanton zurAuf-
besserung seiner Staatskasse lu-
krativ verkaufen könnte.

Weiterhin in Kantonsbesitz
sind auch noch andere, meist
besser genutzte Schlösser: in
Fraubrunnen, Wimmis, Mün-
chenbuchsee, Hindelbank oder
Erlach. «In einem grossen, de-
zentral strukturierten Kanton
wie Bern ist das Immobilienport-
folio breit gefächert», sagt Held.

Ist es allzu aufgebläht? Besitzt
der Kanton viel Raum, der nur
kostet, statt etwas abzuwerfen?
Lorenz Held sagt es so: «Es ist
wie in einer Wohnung: Je mehr
Objekte darin herumstehen, des-
to aufwendiger wird das Haus-
halten.»

Immobilienamt in der Kritik
Das historische Erbe ist aller-
dings nicht das einzige Problem
des kantonalenAmts für Grund-
stücke und Gebäude. Bevor Lo-

renz Held im April 2021 als Vor-
steher antrat, entlud sich über
dem Amt ein politisches Gewit-
ter. Im Mai 2021 stellte die Ge-
schäftsprüfungskommission des
Grossen Rates demAGG in einem
Bericht ein vernichtendes Zeug-
nis aus. Sie erkannte eine man-
gelhafte Strategie, Führungs-
probleme, ein fehlendes Daten-
management und eine desolate
Personalpolitik.

Über Jahre wurden die Res-
sourcen desAmtesmit einer Re-

organisation heruntergespart.
Wie überfordert dasAGG bei der
Raumbeschaffung für die Zu-
kunft war, zeigte sich beim De-
bakel um den Fachhochschul-
campus Biel. Weil die Offerten
der Baufirmen das Budget über-
schritten, stoppte das AGG die
Auftragsvergabe,worauf die Fir-
men Beschwerde einlegten. Der
Bau, zusätzlich blockiert von ei-
nem eben erst gelösten Enteig-
nungshandel, verzögert sich um
Jahre. Nun sind Nachkredite im

Werwill schon leere Schlösser oder einen Knast kaufen?
Kanton will Gebäude loswerden Historische Bauten sind zwar schön, aber auch eine Belastung für das ohnehin grosse Immobilien-Portfolio
des Staats Bern. Lukrativ versilbern lassen sie sich kaum.

Schwer verkäuflich: Das halb leer stehende Schloss Trachselwald im Emmental ist abgelegen, denkmalgeschützt und aufwendig im Unterhalt. Foto: Christian Pfander

Wer das Schloss
übernimmt,muss
die Unterhalts-
kosten aufbringen
und gewährleisten,
dass das Schloss
öffentlich
zugänglich bleibt.

Soll der Kanton dieses Gebäude wirklich zurückkaufen?

Zum ausgedehnten Gebäudebe-
sitz des Kantons Bern gehören
auch die Inforamas – agrarische
Beratungs- und Bildungszentren
an nicht weniger als sechs Stand-
orten. Bis 2005 betrieb der Kanton
auf dem Schwand bei Münsingen
eine Landwirtschaftsschule. Die
Gebäude gab er darauf im Bau-
recht an die Bioschwand AG ab.

Weil deren Zentrum für Bioland-
wirtschaft Konkurs machte, wer-
den die Gebäude am 8.Dezember
versteigert. Der Kanton ist damit
wieder im Spiel, denn er hat ein

Vorkaufsrecht. Überdies sind
Verwaltungsstellen der kantonalen
Volkswirtschaftsdirektion auf dem
Schwand eingemietet.

Ersteigert der klamme Kanton
die Gebäude mit einem Verkehrs-
wert von 8,5 Millionen Franken?
Das fordert eine Motion aus
agrarischen Kreisen, die letzte
Woche an der Session im Grossen
Rat behandelt wurde. Oder wäre
ein Rückkauf der offenbar schwer
zu nutzenden Gebäude für den
Kanton zu unwirtschaftlich?
Lorenz Held, Chef des Amts für

Grundstücke und Gebäude, sowie
die Volkswirtschaftsdirektion
wollen sich auf Anfrage nicht
äussern.

Baudirektor Christoph Neuhaus
erklärte gegenüber dieser Zeitung
und letzte Woche auch im Gros-
sen Rat, der Kanton lasse sich vor
der Versteigerung nicht in die
Karten blicken. Um dann erstaun-
lich offenherzig zu darzulegen:
Gebe der Kanton sein Interesse
bekannt, könnten Gläubiger den
Preis hochtreiben. Erkläre der
Kanton hingegen schon seinen
Verzicht, könnten interessierte
Käufer auf einen Schnäppchen-
preis hoffen.

Die Kantonsregierung hält sich
auch bedeckt, wohin die offenbar
fertig ausgearbeitete Standort-
strategie für die Inforamas zielt.
Eine räumliche Zentralisierung
oder Synergien könnten wirt-
schaftlich Sinn ergeben, wodurch
eine Ersteigerung des Schwands
wohl obsolet wäre. Die Berner
Regionen dürften sich allerdings
heftig gegen eine Zusammenle-
gung ihrer Inforamas wehren. (svb)

Das Hauptgebäude der früheren Landwirtschaftsschule Schwand bei
Münsingen. Foto: Manu Friedrich
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Die Mehrheit der Grossrätinnen
und Grossräte liess sich nicht er-
weichen: Die Angestellten der
Kantonsverwaltung und die
Lehrkräfte erhalten nächstes Jahr
einen Teuerungsausgleich von
lediglich 0,5 Prozent.Alle Anträ-
ge auf grössere Lohnerhöhun-
gen hatten bei den bürgerlichen
Fraktionen am Dienstag keine
Chance.

Zusammenmitweiteren indi-
viduellen Lohnmassnahmendarf
das Kantonspersonal immerhin
mit durchschnittlich 2 Prozent
mehr Lohn rechnen. Sowohl
Stadt- als auch die Bundesver-
waltung zeigen sich aber gross-
zügiger. Die Gewerkschaft VPOD
spricht von einem «Affront» ge-
genüber den Kantonsangestell-
ten. Und der bernische Staats-
personalverband kündigte an:
«Der Wind in der Lohnpolitik
dürfte rauer werden.»

10Millionen Franken
fürs Energiesparen
SVP, FDP,Grünliberale,Mitte und
EDU zeigten auch in der weite-
ren Debatte finanzpolitische
Strenge: Nein zu zusätzlichen
Mitteln für die Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie,Nein zu zusätz-
lichenAusbildungsplätzen in der
Pflege, Nein zu einem Teue-
rungsausgleich für Sozialhilfe-
bezüger. Die Anträge von rot-
grüner Seitewurden deutlich ab-
gelehnt.

Das mit einer einzigen Aus-
nahme: Eine knappe Mehrheit
des Rats stockte das Budget
des kantonalen Energieförder-
programms um 10 Millionen
Franken auf.

Schliesslich verabschiedete
der Grosse Rat ein ausgegliche-
nes Budget – indem er den Fehl-
betrag von 48Millionen Franken
auf das nächste Jahrweiterschob.
Die grosse dunkleWolke überder
bernischen Finanzpolitik ist aber
eine andere: die Gewinnaus-
schüttung der Schweizerischen
Nationalbank.

Bibbernmit der
Nationalbank
Denn im beschlossenen Budget
2023 wird immer noch mit
Nationalbank-Einnahmen von

320 Millionen Franken ge-
rechnet. Doch dass ein so hoher
Betrag nicht fliessen wird, ist
allen klar.

Nurdie globalen Finanzmärk-
te könnten nun nochverhindern,
dass der Kanton Bern nächstes
Jahr in ein massives Defizit
schlittert. Denn dieNationalbank
erzielte dieses Jahr enorme Ver-
luste auf ihren ausländischen
Aktien und Fremdwährungen.
Doch in den letztenWochen ha-
ben sich dieMärkte etwas erholt.

Wenn sich das bis zum 31.De-
zember fortsetzt, und die Jahres-
rechnung derNationalbank ent-
sprechend besser ausfällt als be-
fürchtet, könnte doch noch etwas
Geld an die Kantone fliessen.Am
9. Januar wird die Nationalbank
bekannt geben, was Sache ist.

Angesichts dieser Lagewaren
die bürgerlichen Grossrätinnen

und Grossräte über jeden Fran-
ken froh, der nächstes Jahr
nicht ausgegebenwerden muss.
Denn nach wie vor hoffen sie,
das finanzpolitische Projekt von
FinanzdirektorinAstrid Bärtschi
(DieMitte) verwirklichen zu kön-
nen: eine Steuersenkung ab dem
Jahr 2024.

Diese ist noch nicht beschlos-
sen, aber sie ist Teil des Aufga-
ben- und Finanzplans für die
nächsten Jahre. So sollen, das gab
Bärtschi im August bekannt, die
Einkommenssteuern in einem
ersten Schritt um 72,5 Millionen
Franken und die Gewinnsteuern
um 30 Millionen Franken ge-
senkt werden.

Bürgerliche wollen
durchziehen
SPund Grüne nahmen Bärtschis
Vorhaben gestern Dienstag im
Rathaus unter Beschuss: David
Stampfli (SP) kritisierte, dass
sich der Kanton Bern am Steuer-
wettbewerb unter den Kantonen
beteilige – «an einen Wettbe-
werb, den wir nicht gewinnen
können».

Regierungsrätin Bärtschi so-
wie Daniel Bichsel, Präsident der
Finanzkommission und SVP-
Grossrat, betonten hingegen,
dass es genauwegen der schlech-
ten Position Berns im Steuer-
wettbewerb Handlungsbedarf
gebe.Die Ratsmehrheit folgte ih-
nen mit 92 zu 61 Stimmen. Und
so bleibt derSteuersenkungsplan
für 2024 bestehen.

Vor der schliesslich erfolgrei-
chen Schlussabstimmung für
Budget und Finanzplan sprach
SP-Mann Stefan Jordi von einer
«finanzpolitischen Machtde-
monstration» der Bürgerlichen.

Doch auch FDP-Grossrat Car-
los Reinhard zeigte sich alles
andere als zufrieden mit der Si-
tuation: Blieben die National-
bank-Gewinne nächstes Jahr tat-
sächlich aus, müsste das Kan-
tonsparlament in der Budgetde-
batte im kommendenHerbst ein
Defizit von einer halben Milliar-
de Franken kompensieren – «ich
weiss nicht,wiewir das schaffen
sollen».

Adrian Hopf-Sulc

Vollgas in Richtung Steuersenkung
Sparsames Kantonsparlament Ein Mini-Teuerungsausgleich und eine
strenge Finanzpolitik sollen künftigen Spielraum schaffen.

Sie hat ihre erste Budgetdebatte
erfolgreich hinter sich gebracht:
Finanzdirektorin Astrid Bärtschi
(Die Mitte). Foto: Adrian Moser

Der Grosse Rat
verabschiedete ein
ausgeglichenes
Budget – indem er
den Fehlbetrag von
48Millionen Fran-
ken auf das nächste
Jahr weiterschob.

hohen zweistelligen Millionen-
bereich nötig.

Unter Held wird das Amt bis
2025 um 36 Stellen aufgestockt.
Es hat eine Immobilienstrategie
und verfolgt nunwirtschaftliche
Ziele. Der Kanton soll möglichst
nur Objekte erwerben, die
sich auch nutzen lassen. Und er
soll Veräusserbares verkaufen.
Lorenz Held berichtet, dass in
den letzten Jahren alle 107 Pfarr-
häuser imBernbiet verkauftwor-
den seien. Zumeist zum Ver-
kehrswert an die Kirchgemein-
den, vereinzelt aber auch an
Privatpersonen.

Pfarrhäuser seien allerdings
leichter loszubringen als Schlös-
ser. Bei Letzteren stehe weniger
das lukrative Geschäft, sondern
der nachhaltige Umgang mit
dem kulturellen Erbe imVorder-
grund, betont Held. Sie werden
etwa zu Vorzugsbedingungen
und unter zahlreichen Auflagen
an idealistische Stiftungen ver-
kauft, die ihnen neues Leben ein-
hauchen wollen.

Gerade mal für einen symbo-
lischen Franken verschenkte
der Kanton der Stiftung Schloss
Aarwangen das gleichnamige
Gebäude. «Immerhin übernimmt
sie nun aber Unterhalt und Er-
neuerung des Schlosses», sagt
LorenzHeld.Und das kostet: Auf
9 Millionen Franken budgetiert
die Stiftung denUmbau zumBe-
sucherzentrum, das 2024 eröff-
netwerden soll. 6,4Millionen hat
sie bisher zusammengetragen
bei Gemeinden, Stiftungen und
Privaten.

Härtefälle im Portfolio
Der Kanton bleibt nicht nur auf
Schlössern sitzen. «Was ist un-

sere schwierigste Immobilie?»,
wollte Heldwissen, als er seinen
Chefposten antrat. Die Antwort:
«Das ehemalige JugendheimPrê-
les.» In der bernjurassischen Ge-
meinde am Fuss des Chasserals
steht dermächtigeHauptbau des
Jugendgefängnisses leer. Nur in
Nachbargebäuden sind Flücht-
linge aus der Ukraine unterge-
bracht.

Das Heim steht in einer Zone
für öffentliche Nutzung, jede
Umnutzung des Gebäudes er-
fordert eine Zonenplanände-
rung. Und darauf habeman sich
mit der Gemeinde Prêles noch
nicht verständigen können, sagt
Lorenz Held.

Ein weiterer Härtefall, eben-
falls im peripheren Berner Jura
gelegen, ist das frühere Kloster
Bellelay. Kürzlich ist die Psychi-
atrieabteilung des Hôpital du
Jura bernois ausgezogen. Es gebe
ein grosses Interesse derRegion,
den historischen, teilweise ge-
schützten Komplex in einer in-
takten Landschaft zu neuem Le-
ben zu erwecken,versichert Held.
Dafür müssen sich aber initiati-
ve Leute finden, die sich organi-
sieren und finanzielle Mittel be-
schaffen.

Allein in den Gebäuden von
Prêles und Bellelay befinden sich
laut LorenzHeld zwei Drittel des
kantonalen Leerbestands. Die
meisten Kantonsgebäude sind
also gut genutzt. Das gilt natur-
gemäss nicht für das älteste Ge-
bäude des Kantons: die Kloster-
ruine Rüeggisberg aus dem Jahr
1027. «Sie ist unverkäuflich», sagt
Lorenz Held.Wer möchte schon
eine Ruine kaufen?

Die historischen Schlösser
und Gefängnisse sind übrigens
beileibe nicht die grössten Kan-
tonsimmobilien. Nach Fläche
und Versicherungswert sei die
Pädagogische Hochschule auf
dem StadtbernerVon-Roll-Areal
das grösste Gebäude des Kan-
tons, sagt Held.

Aber nicht mehr lange. Fünf
geplante Grossprojekte werden
alle teuerer und voluminöser
sein: das Polizeizentrum in Nie-

derwangen, der Fachhochschul-
campus Biel und jener in Bern-
Weyermannshaus, das neue
Strassenverkehrsamt in Mün-
chenbuchsee sowie ein neues
Forschungsgebäude derUniver-
sität auf dem Gelände des Ber-
ner Inselspitals.

Mit neuen Bedürfnissen
wächst auch der Immobilienbe-
sitz. «Das Portfolio ist dennoch
nicht aufgebläht», findet Lorenz
Held. Mit der Beschränkung
auf 14,5 Quadratmeter Büro-
fläche pro Vollzeitstelle habe
man einen Hebel, um das Flä-
chenwachstum zu bremsen.Und
der Grundsatz «Eigentum vor
Miete» vermindere die Zahl der
weit zerstreuten, angemieteten
Verwaltungsstandorte. Held er-
innert jetzt wieder an sein Bild
der übermöblierten und dadurch
aufwendigenWohnung.

Wemgehören all die Spitäler?
Über 50 Prozent der Nutzfläche
der kantonalen Gebäude befin-
den sich laut AGG-Statistik in
Hochschulen und Schulgebäu-
den der Sekundarstufe.Nach der
Bildung folgen mit 14 Prozent
Bauten für die Sicherheit, 12 Pro-
zent belegt die Kantonsverwal-
tung. Bloss 2 Prozent aber das
Gesundheitswesen.

Kann das wirklich sein, wo
doch der Kanton Bern ab den
1960er-Jahren nach demPrinzip
«JedemTäli sys Spitäli» alle zehn
Kilometer ein Bezirksspital bau-
te? «Die Spitalgebäude sindmitt-
lerweile im Besitz selbstständi-
ger Spitalgruppen», sagt Held.
Zwar fliesse viel Geld der öffent-
lichenHand in das Gesundheits-
wesen, allerdings aus der Hand
der Gesundheitsdirektion und
nicht des AGG.

Wenn alle Stricke reissen,
können Gebäude aber dennoch
an den Kanton «heimfallen».
Nämlich auf Grundstücken, die
der Kanton imBaurecht abgege-
ben hat.Werden solche Gebäude
versteigert, hat der Kanton ein
Vorkaufsrecht – so wie bei der
früheren Landwirtschaftsschule
Schwand bei Münsingen, die am
8. Dezember unter den Hammer
kommt.

So schnell wird der Kanton
also doch nicht los, was er ein-
mal auf seinem ganzen Gebiet
gebaut hat. «Der Kanton ist ein
‹lender of the last resort›», for-
muliert es Lorenz Heldmit einer
Formel aus dem Finanzwesen.
Eine Bank ist als Kreditgeberin
die letzte Instanz, ein Haus fällt
etwa als Sicherheit an sie zurück,
wenn Hypothekenbesitzende
zahlungsunfähig sind.Analog ist
der Kanton die letzte Instanz, an
die staatliche Gebäude zurück-
fallen.

Das Immobilienportfolio des
Kantons Bern ist also doch grös-
ser als offiziell ausgewiesen.
Ist es eben doch aufgebläht?
«Nein», sagt Lorenz Held. Als
Beleg führt er einen Vergleich
mit dem Kanton Zürich an. Den
800 beheizten Berner Immobili-
enobjekten stehen nämlich un-
gefähr 2300 im Kanton Zürich
gegenüber.

Deren Versicherungswert ist
mit 10 Milliarden Franken dop-
pelt so hoch wie der bernische.
In Sachen Immobilienbesitz lebt
der Kanton Zürich auf deutlich
grösserem Fuss als Bern.

Werwill schon leere Schlösser oder einen Knast kaufen?

Schwer verkäuflich: Das halb leer stehende Schloss Trachselwald im Emmental ist abgelegen, denkmalgeschützt und aufwendig im Unterhalt. Foto: Christian Pfander
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«Wir hüten den Teil
des altbernischen
Staatsschatzes,
den Napoleon 1798
nicht abschleppen
konnte.»

Lorenz Held
Kantonsbaumeister

Mühleberg Während Gemeinden
wie Bowil oder Meikirch über
eine Steuererhöhung abge-
stimmt haben, hat die Gemein-
de Mühleberg über eine Steuer-
senkung entschieden. Die Erhö-
hungenwurden abgeschmettert,
die Senkung hatte naturgemäss
deutlich bessere Chancen: Sie
wurde an der Gemeindever-
sammlung amMontagabend an-
genommen.

Vorher lag die Gemeindesteu-
er in Mühleberg bei 1,45 Einhei-
ten. Im neuen Budget wird mit
einer Steueranlage von 1,4 Ein-
heiten gerechnet. Die Liegen-
schaftssteuer wird unverändert
bei einemAnsatz von 1,5 Promil-
le der amtlichenWerte erhoben.
Das Budget rechnet mit einem
Minus im Gesamthaushalt von
460’000 Franken.

Von den 2206 Stimmberech-
tigten waren 90 anwesend. Die-
se haben das Budget 2023 ein-
stimmig genehmigt. (sog)

Ein klarer
Entscheid für
tiefere Steuern

Zollikofen und Münchenbuchsee Das
Freibad im Sportzentrum Hir-
zenfeld an der Gemeindegrenze
von Münchenbuchsee und Zoll-
ikofen soll für 7,96 Millionen
Franken saniert werden. Das
letzte Wort haben im Juni 2023
die Stimmberechtigten, wie die
beiden Gemeinden mitteilten.
Zunächst entscheiden die beiden
Gemeindeparlamente über die
Kredite. Gemäss gültigemFinan-
zierungsschlüssel soll München-
buchsee 4,16 Millionen Franken
übernehmen und Zollikofen 3,8
Millionen Franken.

Mit der Gesamtsanierung des
Freibades soll insbesondere die
Wasseraufbereitungsanlage den
heutigen Anforderungen ange-
passt werden. Die Becken sollen
mit einer Folie ausgekleidetwer-
den, damit die Dichtigkeit ge-
währleistet wird. Geplant ist
auch etwa derErsatz derRutsch-
bahn und Anpassungen an der
Infrastruktur. (sda)

Das Schwimmbad
soll für 8Millionen
saniert werden

Kanton Bern Die fünf Regional-
gefängnisse im Kanton Bern
werden neu vonManfred Stuber
geführt. Stuber übernimmt die
Verantwortung für die Regional-
gefängnisse Bern, Biel, Burgdorf,
Thun und Moutier und für die
Bewachungsstation im Inselspi-
tal. Als Chef des Geschäftsfeldes
Haft im kantonalen Amt für Jus-
tizvollzug steht er rund 250Mit-
arbeitenden vor. Stuber ist seit
2012 Direktor desMassnahmen-
zentrums St. Johannsen, das der
Behandlung von psychisch be-
lasteten und suchtkranken Straf-
tätern dient. Zuvor war Stuber
während fünf Jahren Pfarrer an
der BernerHeiliggeistkirche und
absolvierte unter anderem einen
Auslandeinsatz für die Swisscoy
der SchweizerArmee imKosovo.

In seiner neuen Funktion löst
Stuber per 1. April 2023 Pascal
Ludin ab.Dieserwird stellvertre-
tender Vorsteher des Amts für
Justizvollzug. (sda)

Manfred Stuber
wird Leiter der
Gefängnisse
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